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Text 

Überwachung bestimmter Personen. 

§ 17. (1) Personen, die als Träger von Krankheitskeimen einer anzeigepflichtigen Krankheit 
anzusehen sind, können einer besonderen sanitätspolizeilichen Beobachtung oder Überwachung 
unterworfen werden. Sie dürfen nach näherer Anordnung der Bezirksverwaltungsbehörde 
(Gesundheitsamt) nicht bei der Gewinnung oder Behandlung von Lebensmitteln in einer Weise tätig sein, 
welche die Gefahr mit sich bringt, daß Krankheitskeime auf andere Personen oder auf Lebensmittel 
übertragen werden. Für diese Personen kann eine besondere Meldepflicht, die periodische ärztliche 
Untersuchung sowie erforderlichenfalls die Desinfektion und Absonderung in ihrer Wohnung angeordnet 
werden; ist die Absonderung in der Wohnung in zweckmäßiger Weise nicht durchführbar, so kann die 
Absonderung und Verpflegung in eigenen Räumen verfügt werden. (BGBl. Nr. 151/1947, Artikel II Z 5 
lit. f.) 

(2) Bezieht sich der Ansteckungsverdacht auf die Übertragung des Flecktyphus, der Blattern, der 
Asiatischen Cholera oder der Pest, so ist die sanitätspolizeiliche Beobachtung und Überwachung der 
ansteckungsverdächtigen Person im Sinne des vorhergehenden Absatzes jedenfalls durchzuführen. 

(3) Für Personen, die sich berufsmäßig mit der Krankenbehandlung, der Krankenpflege oder 
Leichenbesorgung beschäftigen, und für Hebammen ist die Beobachtung besonderer Vorsichten 
anzuordnen. Für solche Personen können Verkehrs- und Berufsbeschränkungen sowie 
Schutzmaßnahmen, insbesondere Schutzimpfungen, angeordnet werden. (BGBl. Nr. 151/1947, Artikel II 
Z 5 lit. g.) 

(4) Sofern dies im Hinblick auf Art und Umfang des Auftretens einer meldepflichtigen Erkrankung 
zum Schutz vor deren Weiterverbreitung unbedingt erforderlich ist, kann die Bezirksverwaltungsbehörde 
im Einzelfall für bestimmte gefährdete Personen die Durchführung von Schutzimpfungen oder die Gabe 
von Prophylaktika anordnen. 
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